
Michael Greve 
Amnestierung von NS-Gehilfen -
eine Panne? 
Die Novellierung des § 50 Abs. 2 StGB und dessen 
Auswirkungen auf die NS-Strafverfolgung' 

Im Mdi 1968 novellierte der Gesetzgeber § 50 Abs. z SIGB und ermöglichte es 
ungewollt, daß zahlreiche NS-Gebilfen vor weiterer Strafverfolgung verschont 
blieben. Der Autor rekonstruiert die Entstehungsgeschichte von § 50 Abs. 2 StGB 
und geht der Frage nach, welche Al4swirhmgen diese gesetzliche Regelung auf 
die Strafverfolgu.ng von NS-Gebilfen gehabt hat. Er zeigt, daß nach der neuen 
Gesetusformulierung zahlreiche Verfahren ganz oder teilweise eingestellt wor­
den sind. Zu den Nutznießern ziihuen vor tdlem Personen, die als letzte Glieder 
einer Befehlskelte tätig wurden. 

Die Red. 

N ach den A mnest ien im Rahmen der vergangenheitspolilischen Gesetzgebung inden 
Jahren '949-1954,' der Stralverjährungsenrscheidung für NS-Totschlagsdelikte im 
Mai 196o, erfolgte im. Mai 196ft die Verabschiedung eines Paragraphen, der bestimmte 

N5-Gehilfen vor weiterer 5tr3fverfolgung verschonte. Die Amnesrierung zahlreicher 
NS-Gewaltverbrecher durch. die im Oktober J96ft in Kraft getretene Noveliierung 
des § 50 Abs. 2 5tGB (im folgenden zitiert als § 50 II) muß zu den gravierendslen 
gesetzgeberischen Fehlleistungen der Bundesrepublik Deurschland in der rechts­
politischen Auseinandersetzung mit dem NS-Unrechr gezählt werden. Der an un­
scheinbHer Stelle im Einführungsgesetz zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
(EGOWiG) plaziene § jO n besaß folgenden Wortlaut: 

"Fehlen besondere persi:inlieh~ Eig~n;ehaflen, Verhältni>se oder Um stände (besondere person­
liehe Merkmale), ·welche die Strafbdrkeit des Täters begründen, beim Teilnehmer, so ist delSen 
Strafe nach den Vorschrlften iiber die Bei/ra/ung des Versuchs zu mildenv' 

In der alten Fassung des Paragraphen waren Umstände persönlicher Art nicht be­
rücksichtigt worden. Sie wurden dem Teilnehmer auch dann angerechnec, wenn 
sie bei ihm selbst nicht vorlagen . Der GehiJ{e war somit dem Täter gleichgestellt, 
d . h. der Gehilfe konnte ebenso wie der Täter zu lebenslänglicher Haft verurteilt 

1 Dieser AufsitZ stelh eine Sl~rk verkürz," F.~sung cinc.< Kapitels amder Diss"",.ion des Verfassers mi, denl 
1I.d -Orr jUSlüidlr und rrchlSpol i.ischc U"'ß.ng mi, d e" NS·Grw~hv<rbr,ehen in den sech2ig.r rah"n« 
(Phi!. Dis, . Univm;ü, Honnovet lOCo, Typoskript) d". 

1 N . Frei, Vcrgang.nhcjl5~olitik. Die AnfJnge der Bundesrepublik und d'e NS·Verg.nßcnhei •. MilOchen 
'996. Die Fo rschung hat den Begriff der . Verg.ngenhei,spoli.ik - inzwischen "on der ur<prtlllglichcn 
Definition gelÖSt und generell ~uf den politischen Umgang mit der NS-Vc"b"ngenhei, (vgl. die S.mmel­
bände von S. FröhlichIM . Ko hlstru ck (Hr<g.), Engagierte Demokmen. VcrgAngenhcmpolitik In kritischer 
Absicht. Münster '999, G. R.. Ubcrsch.r (Hrsg.), Ocr lo.Ju!i. Das and~rc DC1J!<chbnd in der Vergangcn­
heiupo litik n.eh 194 j, Berlin (998) sowie auf die Bcwohigung der VC'lllngenhciren anderer Länder 
.usgcdehlH (vgl. P. Bock/E. \'(Io/frum (Hrsg.), Umbmpfrc Verg.ng"nheit. G«chichubilder. erinnerung 
und Vcrg.ngcnhcll5politik im internation.len Vergkich, GÖllingen • 999)· 

J BGB!. '96 5 I. so6. 
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werden.' Die Neu(assung des § 50 II schloß diese Möglichkeit nun aus und ver­
pflichtete dazu, die Strafe des Gehilfen zu mildern, wenn bei ihm besondere persön­
liche Merkmale wie niedrige Beweggründe nichr vorlagen. Während der Gehilfe also 

früher nur zu wissen brauchte, diIß slrafbegrunde.nde persönliche Merkmale beim 
Täter vorlagen, mußte er sie seit dem J . Oktober J 96& selbst erfüllen. 
Die obligatorische Strafminderung führte "ZU einer Veränderung der Verjährungsfri­

seen, sofern der Gehilfe selbst nicht aus niedrigen Beweggründen und ohne Täter­
willen gehandelt hatee. Da die Milderung einer lebenslangen Freiheitsscrafe die 

Verhängung einer zeitigen Freiheitsstrafe von höchstens J 5 Jahren bedeutete, waren 
all diejenigen NS-Gehilfen smfrechtlich nicht mehr zu belangen, deren Verjährungs­
frist nach dem &. Mai J 960 l durch richcerliche Handlungen ullterbrochen wurde. 

J. Die Diskussionen um die Auswirkungen des Paragraphen auf die 
NS-Gehilfen-Strafverfolgung 

Der »rechtspolicische Sprengstoff .. ,6 den die novellierte Fassung des § SO 11 enthielt, 
wurde der bundesdeucschen Öffentlichkeit ers! seit Dezember J 96& allmählic.h be­
wußt. Die Bild a.m Sonnta.g machte erstmals auf die möglichen Auswirkungen des 
Paragraphen auf die Verjährungsbestimmungen von NS-Stra(caten aufmerksam und 
warf dem Gesetzgeber vor, bei dieser Regelung ~die braune Vergangenheit" über­
sehen z.u haben. Dem Bundesjustizminiscerium waren die möglichen Folgen der 

Neufassung des Paragraphen im Bereich der NSG-Rechtsprechung schon seic Sep­

tember 1968 bekannt.7 Noch bevor das EGOWiG im Oktober 1968 in Kraft Hat, 
bemerkte der zuständige Ministerialrat, daß die Einführung des § 50 IT je nach 

Entwicklung der Rechtsprechung ~von weitreichender Bedeutung« sei und "m.ehr 
oder weniger bedeursam.e Konsequenzen« für die Bestrafung und Verjährung von 
NS-Verbrechen besitzen WÜrde.G Zu Beginn des Jahres (969 folgte dann eine Auf­
klärungskampagne des SpiegeL" der als Nutznießer dieser »stillen Verjährung .. in 

erster Linie Schreibtischtäter sah, die fonan strafrechtlich nichr mehr z.ur Ver:lnt­
wortung gez.ogen werden könnten. Das Bundesjustizminisrerium umer Gustav Hei­

nemann bemühte sich umgehend um Schadensbegre'lZung. Die Bonner Rcchtsex­
penen versuchten, die Auswirkungen des Paragraphen auf die NS-Scrafverfolgung 
herumerzuspielen, indem sie ,.besondere persönliche Merkmale« als tatbezogen und 
nicht als täterbezogen interpretierten. Diese Ansicht teilten auch Vertreter der Ge­

neralbundesanwaltschaft, nach deren Meinung NS-Gehilfen nicht unter die Bestim­
mungen des novellierten Paragraphen fielen. Dagegen hieß es in den amtlichen Be­
gründungen zum § 50 H. daß besondere persönliche Gesinnungsmerkmale immer 
beim jeweiligen Teilnehmer vorliegen müssen, also als täterbezogen zu interpretieren 
seien.9 Für die läterbezogene lnterpretationsweise trat auch die überwiegende Mehr-

4 Dies ergab ,ich aus § 49 Ab •. 1 S,GB •. F. Die Be'timlllung der f.kulmiven Straimindcrung für Gehilfen 
ging auf § 4 der Gcw,hvcrbrcchervcrordnung v. j. 2.1939 (RGBI. I, .pS) u. die Verordnung zur Durch­
führung der StrafrtchlSAnglcichungsocrordnung \". '9.1. '?4J (RGBI I. H ,) zunick. 

5 Und nicht vor dem \ .J,nu" 196\, ...,ie U. Herber.., Best . ßiog...,phische S,udien über Radikalismus, 
Wdtonsehauung und Vernunft . 190)-19&9, Bonn '996, S, \09, angibt. Diesen, Irrtum erl'G auch der Spiegel, 
I). l. '969, $. >I. 

6 So Herben (l'n.I), S. 109. 
7 Ein Richter dc.s I. BGH·Str.f'tn." harre ~uj dem 47. Deutschen Juris!Cn'~g einen Be,m,en aus dem 

8undesjus,;zmin",erium .ui die lkdeu.ung des § jo!l für die Vcrj.hrungsbcstlmmungen von NS-Gehilfcn 
aufmerksam gemach' (Vermerk S,urm (SM]), 10. 6. 1969, BA O,hlwilz-Hoppegartcn B'4,/403614). 

8 Vtrmtrk Sturm (BMJ), 16·9. 1968, BA Oahlwi,z-Hoppt&arr~n B141/4036S3. 
9 BT-Ors. IV/6jo. 4 . 'o. '961, S.IS> u. BT·D .... VIr)19. 10. I. 1967, S.61. Au,h ills MordmCrkrll,1 der 
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heit der Strafrechtler ein.'o Die für die Konsequenzen des § 50 n auf die NSG­
Strafverfolgung entscheidende Frage lautete daher, ob das Mordmoliv der niedrigen 
Beweggrunde als tatbezogenes oder als räterbezogenes Merkmal anzusehen war. 
Daruber herrscheen auch in der NSG-Rechtsprechung große Unsicherheiten. Nicht 
einmal die Zentrale SceHe der Landesjustizverwaltungen zur Verfolgung von NS­
Verbrechen, die in Rechtsprechungsfragen in aller Regel als kompetenter Ansprech­
panner dienee, wollte sich zur Auslegung des Paragraphen äußern." Die Klärung 
dieser Frage war letztlich dem BGH vorbehalten." Das Bundesjusr.izministerium 
und allen voran Heinernann hofften darauf, daß der j . Strafsenat Unler dem Vorsitz 
von Werner Sarstcdt die ohne Absicht des Gesetzgebers erfolgee Amnestie auf 
judikativem Wege korrigieren würde. Der Berliner Strafsenat interpretierte in seiner 
Entscheidung vom 20. Mai 1969 "besondere persönliche M erkmale4 wie niedrige 
Beweggrunde aber als täterbezogen, wodurch der Amnestierung zahlreicher NS­
Gehilfen nichts mehr im Wege stand.'! Die Bundesrichter setz ten sich in ihrer 
Entscheidung über die Argumenee des Generalbundesanwalcs Ludwig Martin hin­
weg, der unter anderem nicht hatte einsehen wollen, warum der Gehilfe an einer aus 
Rassenhaß begangenen Tötung besser gestellt werde al s der Teilnehmer an einem 
heimtückischen Mord. Dicsep Gedankengang konnte der BGH zwar nachvollziehen, 
er machte für diese ungleiche Behandlung aber den Gesetzgeber verantwortlich, der 
die Konsequenzen der Neuregejung für die Verj~hnmg offensichtlich übersehen 
habe. LI Der j . Strafsenat radelte die Fehlleistung der Legislative, ohne aber eine 
ebenfalls vercretbare Interprerationsmöglichkeit zu wählen. Diese hätte da,jn be­
standen, der AusJegung des Generalbundesanwalts zu folgen, der ,.besondere per­
sönliche Merkmale« ebenso wie die Rechtsexperten im Bundesjustizministerium und 
das Kammergericht Berlin als talbezogen inrerprerierr hatte. q Außerdem hatte der 
Gesetzgeber nach seiner Fehlleistung deutlich zu verstehen gegeben, daß er eine 
Teilamnestie von NS-Gehilfen nicht beabsichtigt hute. 
Heinemanns Nachfolger Horst Ehmke blieb nichts anderes übrig, als den Fehler des 
Gesetzgebers kurz darauf als »gesetzgeberische Panne« ,6 zu bezeichnen, eine Version, 
die Eingang in die Zeitgeschichtsforschung finden sollte.' 7 Entgegen dieser Darstel­
lung spekulierten aber bereits Zeitgenossen darüber, ob die Amnestiebestimmung für 
NS-Gehilfen nicht vielleicht mit Absicht im Justizministerium konzipiert worden 
sei. , I Die These einer bewußt herbeigeführten Amnestie wurde inzwischen von der 
wissenschaftlichen Diskussion aufgegriffen und von Ulrich Herbert eingehend bc-

'·niedrigen ßeweggrunde- z.,hltc. auch \W nn ~s hier nich, cxpliw gcnlnm wurde. zu .. besonderen 
personJiche n Merkmalen". 

10 Vgl. E. Koflk>, in: JuS 1969, S. 249 H.; H. Schrooer. io: JZ 1969. S. I)! 11.; E. Samson. in: ZR I' 1969. S. ' 7 rr. 
u. G.Jakobs, in: N] W 1969. S. 489 Ir.. sichcdlgcgen d,e Stdlungnahme des Generolbundesonw:.lr, Mmin. 
,n: NJW 1969, S. 'I S7 ff. 

11 Rundschreiben ! / 69 der Zcnt .. lcn Stellt , BA Ko ble" z ß ,6>11. 
" Der RGJ-I wurde berei" im November J 968 mit diese r J>roblcn" ,ik koniron,iert, .Is die Veneid igu l1~ des 

vom Kieler bndbcricht im März 1968 vcrunci!ren Horm"nn Heinrichs (LG Ki d 2 Ks .v66 , I, . J . '968, 
Rt:lt'r Ud. Nr. 667) gegen das U n eil unlCr Berufung .ui § jO 11 Revision cingclegl haue. 

') DGH \ StR 6\8/68. 10. j. 1969. NJW 1969, S. 1181 . 
' 4 Ebd., S.' ,82. 
J\ Vgl die Beschlus~e des KG Berlin. I ARs 6)/68, JR 1969. S . 6~ u. B<schluß KG Berlin 348 Gs >1j / U . 

,S. I •. '96,. 
16 So Bundcsj usti zministc, f.hmke am 11 .6. 1969 im Dundes\oß (BT·BenclllO. V. \)(lp. l)6.Sirzung. 

11.6. '969, Verjährung, S. ) 8 5). 
'7 Vgl. L. B. B. Hey. NS-Pro~essr . Versuch einer iuriS",ehen Vcrg~ngtnhci"btw'higung. in: GWU 6, 1981 . 

S. )49 . 

J S Der Bochumer Strafrechtler PeJer Crlmer mutm,tlte. daß ,·in Deutschland dunkle Mäc hte ,m Werk. 
gewesen sein hmn.lcn, die . Qui bl,em Wege di r Auseinandersetzung mit der Vcrg~ngCllhcit " hinter­
trieben hill<n (FAZ, to . I , '969. S.2). Vgl. lu~h di" Andeutung vom Berl iner GS.A H. Günontr, Die 
$uatS>nwl ltschah. Kind der R.evolution, ßorlin 197}. S. 7>. 
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handelt.'9 Allerdings fehlen bislang die Beweise, die diese Behauptung untermauern 
könnten. Wichtige Hinweise könnten durch die Rekonstruktion der Entstehungs­
geschichte des Paragraphen im Rahmen des Gesetzgebungsverfahreos gewonnen 
werden.'o Die Genese des Paragraphen läßt sich nun durch Akten des Bundesjustiz­
ministeriums in groben Zügen nachvoUziehen." 
Unstimmigkeiten herrschen aber auch über die Auswirkungen des Paragraphen auf 
die NSG-Rechtsprechung. Nach Meinung von Alfred Streim, der von 1984 bis zu 
seinem Tode die Zenrrale SteHe in Ludwigsburg !eitete, habe die Strafverfolgung der 
NS-Verbrechen mie der Neufassung des Paragraphen ~ejnen schweren Schlag« hin­
nelunen müssen, .. dessen Bedeutung bis heute noch nicht in seinen Auswirkungen 
erkannt worden~ sei. " Tatsächlich existieren bislang keine verläßlichen Angaben 
darüber, wie viele und welche An von Gehilfen vom § 50 TI StGB profitierten. 
Die Auswertung einiger repräsentativer Verfahrenseinscelluogen aus dem Bereich 
der Staatsanwaltschaften und Schwurgerichte soll zeigen. wie der Paragraph in der 
Praxis angewendet wurde und ob dessen Nutznießer wirklich in erster Linie Schreib­
tischtäter waren.') 

11. Die Rolle von Ministerialdirigent Eduard Dreher im Gesetzgebungs­
verfahren 

Zu den zentralen Inhalten des rechtspolitischen Umgangs mit den N5-Verbrechen 
zählten seit Gründung der BundesrepubJik Forderungen nach gesetzlich geregelten 
Amnestien für NS-Täter. Nach den Srraffreiheitsgeseacfl von 1949 und J,954 waren 
die Rufe nach einer Amnestie für solche Verbrecher zwar im Laufe der Jahre leiser 
gewordcn, sie waren keinesfalls verstummt. Auf parlamentarischer Ebene wurden 
solche Forderungen vor allem im Rahmen der Verjährungsdebanen von 1965 und 
J969 artikuliert. Eine Gruppierung inncrhalb der CDU/CSU-Fraktion um den ehe­
maligen Generalbundesanwa!t Mlx Güde bemühte sich beispielsweise seit 1965 im 
Rechtsausschuß des Bundesrages um einc Amnestierung von kleinen Tätern." Ab­
gesehen davon, daß in der Rechrsprechungspraxis ohnehin zwischen großen und 

'9 Herbon (Fn , I), S. po; A. Strtim. Der Umg.,ng mit d~r Y"rg~ngenh.i • . ,m B.ispid der Zenu,len Stelle de( 
LandeSJu\tizverw, hungcn zur Aufkluung n,tionalsozialistlsche r Verbrechen in Ludwigshurg, in: Lan­
d"'7.cntr.lc fur politisch. Bildung Baden-Wuruemberg u .•. (I I rs~.). Formen d,,", \V,dcrsl>ndes im Sud· 
westen '933-'945, Ulm 199~ , S. )29; 1. Müller. Furchtb". Juristen. pie unbcwahigle Vergangenh eit 
un<Crcr Justiy , Miinchen t987, S, 1471. u, E. Rondhol7, Die Ludwigsburger ZcnlNlc Stelle zur Aufklärung 
von NS·Yerbr""hcn, in: Red,ktion Kritische Justi~ (Hrsg.). Die juriuische Auf>rbcinmg des Unr"hts­
Sta .... B.den-R.den 199H. $.671. 

10 Auß"dem mußten di. zwischen den moglich,n D ... hI7.ichcrn des Par~graphen und den Rcthl, expcn~n 
,m BundesjustizminisICrium bestehenden Kommunibtionskanäle erhellt werden, dAmit d ie Thc,. einer 
durch die H,nlcnur b.ncjcrt~n Amnestie crhäl,tt t werden kanll, 

11 Diese Akren lagentn bislang vOn der forschung unbemerkt in der Außenslclk d", Bundes"c"i,'s in 
D.hlwilz-Hoppcg,nen, 

12 A. Streim, Die Verfolgung von NS-Gew.lrverbrt ehen in der ßundesrcpublik Deuuchl.nd, in: N~tion.l­
,oz i"lismus und JU.<ti z, Die Auf.rbei.ung vOn Gcwahverhrcchen d.mals und heute, Mun"cr 199J, 5.14. 

1) $0 Schcfflcr/G .. bit z, T äter und Gehilfen des Endlösungs",·.hns. Hamburger Verfahren wegen NS­
Gew.hverbre<: hcn 1946-1996, H.mburg 1999, S. l ,; N . Fre;, Die Rückkehr des Rech .. , . Justiz und 
Zeitgeschichte nach dem Holocaust - ein< ZWlSchcnbilanz, in : A, Bauerkämpcr u. a, (Hrsg,). Doppel.e 
Zeitgeschichte. Deutsch·deutsche Sfliehungon '9~l-1990, Bono 1998, S, 4)0 u, H. KramerlB.Just-Dahl­
mann •• Ludwigsburg offne« uns schockmig die Augen, Ohren und Herz«,". in: C. Frohlich1M. 
Kohlstruck (fn. l), S. l08, der behauptet. d,ß aufgrund d~r Novcllicrung d .. § 1°11 nur noch die unlCr<n 
Chugcn vor Gerieh. gC!l.lIt werden Konnlen. 

14 BT-D~. !V/)l10. '9· J. 1965 (Anl~gc 2). in: Zur YC'Ilhrung nation.lsoziaiiStlscher Verbrc<:hen. Eine 
Dokumenu\ion der parlamenurischen ßcw,;J(igung des Problems '96<)-'979. Bd. I. S.ljI H. Siehe 
luch Güd<s Stellungnahme im Bundest.ag (BT-Berichte. 4, WP, 175 ' Sitzung, 15 · J '96), in : cbd., S .• 60). 

4Jj 
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kleinen Tätern differenziert wurde (z. B. durch § 47 MiIStGB), ließen sich solche 
Amnescicbesrrebungen sowohl innen- als auch außenpolitisch nicht mehr durch­
setzen. fhren Befürwonern blieb nur noch die Möglichkeit, eine An versteckte 
Amnestie für bestimmte NS-Gehilfen herbeizuführen. Ulrich Herben entwickelt 
in seiner BeH-Biographie die These, daß vor allem die oberen Chargen der Sicher­
heitspolizei möglichst ohne großes öffentliches Aufsehen von der weiteren Srraf­
verfolgung ausgenommen werden sollten. Zu diesem Zweck hatten sich 1963 einige 
Rechrsanwälte an den früheren Justitiar der 5S und späteren Mitarbeiter des FDP­
Abgeordneren Ernst Achenbach, Werner Best - er beriet Veneidiger leitender S5-
Funktionsträger - gewandt, um ihn auf die günstigen Auswirkungen des Staschyns­
kij-Uneils für NS-Täter aufmerksam zu machen. Best, der sich offensichtlich schon 
lange um Amnestiemöglichkeiten bemüht hane, sollte nun versuchen, aufgrund 
dieser BGH-Entscheidung, die den Begriff der Gehilfenschaft stark ~usweitC!e 
und die täterschaftliche Verantwortung einschränkte,'\ eine An versteckte Teil­
Amnestie für Beihilfe Gesetz werden zu lassen.'" Herben sieht Anhaltspunkte dafür, 
daß in der Folgezeit ein kleiner, hochspezialisierter Expertenkreis darum bemüht war, 
einer entsprechenden Regelung auf subtile Weise den Weg in die Legislative zu 
eröffnen. Dazu schien Eduard Dreher, Leiter der Strafrechtsabteilung im Bundes­
justizministerium und treibende Kraft eines seit Mitte der fünfziger Jahre mit der 
Reformierung weiter Teile des veralteten Strafrechts befaßten Großen Strafrechts­
kommission, der geeignete Mann.'? Er sund als Amnestiefachmann des Justizmini­
steriums Anfang der fünfziger Jahre in engem Kontakt zur Kanzlei von Achenbach, 
dessen rechte Hand Wcrner Best war. ,8 Darüber hinaus war Dreher mit den zemralen 
Rechtsprechungsproblemen vertraut. '9 Er verfügte ohne Zweifel über die Kompetenz 
und auch über die Autorität, um eine solche Regelung auf den Weg zu bringen. 
Zudem hatte Dreher das NS-Regime aktiv mitgetragen. Er fungierte vor 1945 als 
Scaatsanwalt am Sondergericht Innsbruck und beanuagte in dieser Funktion selbst in 
geringfügigen Fällen die Todesstrafe und schmetterte Gnadengesuche als Venreter 
des Generalstaatsanwalts ab. In einem besonders gravierenden Fall fordene Dreher 
für einen Arbeiter die Todesstrafe, weil er ein paar Lebensmittel gestohlen und sich 
seiner Festnahme widersetzt Mlle. Obwohl der Arbeiter in den !etl:cen sechs Jahren 
vor seinem Vergehen nicht mehr srraffällig geworden war, qualifizierte Dreher ihn als 
gefährlichen Gewohnheits- und Gewaltverbrecher. Das Sondergericht folgre seinem 
Amrag und verurteilte den Angeklagten zum Tode. Die Reaktionen der Gauleirung 
Innshruck sowie des Reichsjusti2.minisleriums zeugten davon, daß diese Strafe selbst 
nach damaligen Vorstellungen zu harr war. Sie hielten das Todesurteil für weit über­
zogen und sprachen sich gegen dessen Vollstreckung a.us. JO Als das Sondergericht in 
einem anderen Fall seinem Antrag auf Todessrrafe nicht folgte, wandte sich Dreher 
mit einer Beschwerde an den Reichsjustizminisrer, der die Sache dem Reichsgericht 
tiberste!lte. Aber auch dorr wurde die vermeintliche Gewohnheitsverbrecheri", die 
ein paar Lebensmittel- und KJeiderkarten gestohlen haue, nicht zum Tode verur­
teilt.!' Ein Persilschein des öseerreichischen Generalsraatsanwalts Grünewald ermög­
lichte dann nach dem Krieg Drehers Rückkehr in den Staatsdienst. Als Dreher im 
Dezember 1958 von der Wochenschrift Democratic German Report wegen seiner 

'I BGH 9 SIE 4/6L, '9. lO. '96,. NJW '963, S. 3S! Ir. 
,6 Herben (Fn.l), S. 491 Ir. 
~7 EbJ .. S. S 07 H. 
,8 Ebd .. S. S 08. 
19 VgJ. 2. B. Dreher. in: NJW '96,. S. >209 . 
)0 E. R..bofsky/G. Oberkofler. Veroorgcnc WU17.cln dcr NS-Justi •. Str.lr~chtlichc Rlistti"g für 1.\\Ici Wd,­

kriq;c, \xr,.n u ..•. '98 S, S. 7 S 11. 
) J Ebd .. 5.77. 
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früheren Tätigkeit am Sondergericht beschuldigt wurde, sah das Bundesjustizmini­
sterium aufgrund seines Persilscheins keinen Grund, irgendwelche Maßnahmen zu 
ergreifen.!' Damit konme ein ehemaliger Staarsanwalt am Sondergericht Innsbruck, 
der selbst für unter damaligen Umständen geringfügige Vergehen Todesstrafen ge­
fordenhatte, später in Bonn als führender Strafrechtsreformer umer anderem an der 
Amnestierung von NS-Straftaten mitwirken. 

J Jl. Die Weg des § 50 J J in das Einführungsgesetz zum Ordnungswidrig­
keitengesetz 

Die NovelIierung des § 50 II ist zunächst im Kontext der Großen Strafrechtsreform 
zu betrachten. Im Jahre 1954 begann eine umfassende Reformierung des Strafgesetz­
buches, die zwischen 196, und '975 abgeschlossen wurde. Zu den geplanten No­
vellierungen gehörte schon 1955 ein Paragraph, der sinngemäß bereits die Bestim­
mungen des späteren § 50 II enthieltH Dieser Paragraph wurde dann im Regierungs­
entwurf E 1962 als § 33 I eingebracht und entsprach schon fast dem späteren Wonlaut 
des § 50 II: 

»Fehlen besondere persönliche Merkmale (§ '4 Abs. (), weldJe die Strafbarkeit des Täter; 
begriinden, beim Teilnehm~r (Anwlter oder Gehilfe), so LSt dessen Slr<Zje nach § 64 Abs. } Zu 

milJem. a j
• 

Diese Bestimmung ging auf Reformbesrrebungen sowohl konservativer als auch 
liberaler Strafrechtslehrer zurück, die im Rahmen der Großen Strafrechtsreform 
die Gleichstellung von Tätern und Tatgehilfen aufheben wollten. Um den Ansprü­
chen des modernen StrafrechtS gerecht zu werden, verfolgten die Reformer eine 

obligatorische Strafmilderung des Gehilfen, um eine der individuellen Schuld des 
Gehilfen 3ngemessene Bestrafung zu ermöglichen.!! Auch Strafrechtler wic Jürgen 
Baumarm, Claus Roxin und Peter Noll befürwoneten die obligatorische Strafmilde­
rung für bestimmte Gehilfen und übernahmen den Regierungsenrwurt wörtlich in 
ihren AiternauventwurP6 
Der Paragraph kursiene in seiner substantiellen Neufassung über Jahre in verschie­
denen politischen und juristischen Gremien, ohne daß jemand die möglichen Aus­
wirkungen des § 50 II auf die Srrafverjährung von NS-Gehilfen zur Sprache gebracht 
hatte. Dieses war auch nicht erforderlich, da in den amtlichen Gesetzentwürfen zur 
Strafrechtsreform auch der§ 127 Abs. 3 (E 1962) enthalten war. Dieser Paragraph legte 
fest, daß Strafmilderungen und -schärfungen an der Bemessungder Verjährungsfristen 
nichts ändern solltenY Der § 50 n hätte also im Rahmen der Scrafrechtsreforrn auf­
grund des § 127 Abs. 3 keinen großen Einfluß auf die Strafverfolgung von NS~Mord­
gehilfen besessen. Unerwünschte Folgen konnten von der Neufassung des § 50 II nur 
dann ausgehen, wenn man den § 50 II aus dem Kontext der Strafrechtsreform heraus-

)' Ilundcsjuslitminislcrium an Ausw:;nige. Amt. >6.~. 1959, BA Koblenz ß '4,/}.l7,6, BI. 591. 
;) 5· Arbeiuugung der Großen Smf"clltSkommi1Sion, in : ZSrW 1955, 5.571 ff., hit< be •. S. 577. 
J4 81-Drs. IV/6jo, 4. 10. 196~, S. '5 u. 1 So r. Vgl. rur Genes< und Z\Ycckb"'timmung des Pu.&raphen ~uch 

JR 1969, $. H· 
J S Vgl. W. G:Jhs, Tatcrsch.f, und Te;)n.nme, in: Ni«le,sc hri{tcn über die Sil~ungcn dor Grollen Strnl­

rech .. kommi"ion 8d.1, S. 7> f. u. Niederschriften uberdic Sirzungen der Großen Str>frcchtskommiss;on, 
1 . Bd" Ann. N •. t9 und lOSOW;C S. 119 u . BT-DN. IV/ ,I jO. S. '4' . Di. Forderung der Reformer bedcurete 
nichts andere. als die Wiederherstellung des P".gr.phen in kincn vom>tion,lso"l.i,listischcn Zusr,nd . 

J6 J. Baum""n u. , ., Ahernativ -Entwuri eines SlT.fges<lzbuchcs. Allgemein" Teil, Tübingen r 966, S. I 1 f. u . 
65 I. 

37 BI-Drs. IV/650, 4.10. ,,61, S. 3) · Diese Beslimmung wurde vom Bundcmg im M,i t969 al< § 78 Abs. 4, 

~. StrRG verabschj~d.t . 
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gelöst und im Rahmen eines anderen Gesetzes verabschiedet häue oder wenn der § 117 

Abs'3 aus den Enrwürfen der Strafrechtsreform gestrichen worden wäre. Ein solcher 
Fehler war bereits den oben genannten Strafrechtlern in ihrem Alrernarivenrwurf 
unterlaufen. Die Strafrechtswissenschafder schenklen dem Ve~ährungsaspekt des 
§ 50 Tl und dessen Auswirkungen auf die NSG-Srr;;fverfolgung keine Beachtung 
und strichen den § 127 ersatzlos.li Da ihrem Entwurf eine dem § 127 Abs. 3 enr­
sprechende Bestimm.ung fehlee, wäre die Übernahme des Alternativentwurfes durch 
den Gesetzgeber einer TeiJamneslie für NS-Gehilfen gleichgekommen. 
Daß selbst Baumann als Experte auf dem Gebier der NSG-Strafverfolgung die 
möglichen Konsequenzen des Paragraphen übersah, zeigt, daß die Rcchtsexpencn 
wirklich ahnungslos waren. Hinzu kommt, daß Baumann zuvor vehement gegen eine 
geseczliche Amnesrierung für kleine Täter Stellung nahm. J? Hätte er in diesem 
Paragraphen nur die geringsten Möglichkeiten zur Amnestierung von NS-Tätcrn 
gesehen, ware mit seinem Widerstand zu rechnen gewesen. Die modifiziene Fassung 
des § SO TI sollte aber schließlich auf andere Weise Gesetz werden. 
Zu den Anliegen der Großen Strafrechtsreform gehörte auch die Entkriminalisierung 
von Rechtsvedetzungen von geringerer Bedeutung, die bis dahin mi, den Normen des 
Strafgesetzbuches geahndet wurden. Solche Bagatcllvergehcn, bei denen es sich in 
erSter Linie um Verkehrsdeliktc handelte, sollten künftig als Ordnungswidrigkeiten 
gehen und im Rahmen eines eigenständigen Geserzes geregelt werden. 
Im Bundesjustizministerium wurde ebenfalls schon seit den fünfziger Jahren über 
den GesetzentwUrf eines Einführungsgesetzes zum Ordnungswidrigkeitengesetz 
(EGOWiG) beraten, das 1:war zum Strafrechtspaket gehörte, das aber von einem 
eigenen Referentenstab enrworten wurde, dem Dreher nichr angehöree. Dennoch 
nahm er bald entscheidenden Einfluß auf diesen Gesetzenrwurt. Der für das EG­
OWiG zuständige Referen! Lackner hatte Dreher zu Beginn der sechziger Jahre 
darüber informien, daß es zwischen dem GesetzentwUrf zum EGOWiG und einigen 
Paragraphen des Regierungsentwurts E 1962 zur Großen Scrafrechtsrcform Übe.r­
schneidungen gebe. Diese erforderten die Anpassung diverser Strafrechtsnormen an 
den Allgemeinen Teil des EGOWiG. Dazu zählte unter anderem der § 50 n, der mit 
dem § 9 des OWiG konkurrierte und desh~lb modifiziert werden mußte.'o Dreher 
paßte nun den entsprechenden Paragraphen des Strafgesetzbuches an die Bestim­
mungen des OWiG an. Der Referentenentwurl Lackners zum EGOWiG cmhielr 
dann im November '960 in seinem § 9 eine von Dreher auf das O\ViG zugeschnittene 
Version des § SO H." Der Paragraph besaß aber noch nicht die Vorschrift, die zur 
Amnestie für zahlreiche NS-Gchilfm führen sollte, da ihm die Bestimmung der 
obligarorischen Strafminderung fehlte." 
Die Einfügung des § SO 11 in der Fassung des E 1962 in das EGOWiG erfolgte dann 
auf einer Abreilungsleirerbesprechung im Bundesjusrizminisrerium am 1 h 27. oder 

30.Juli 1964, an der neben Dreher und Ministcrialdirektor Schafheutle eine Reine von 
Referenren, unter ihnen auch Lackner, teilnahmen.'] Auf einer dieser drei Sitzungen 

}8 B,um,nn (Fn. 36), S. 17j. 

)9 Vgl. Baumanns Eng.gomem in der, JJ . Si(Zun~ des BT-Rochl..<>usschuß, I). 5· 1961. BA B 106/r01l67, 

Sd· 5· 
40 Vermerk L.ckntr (SM]) zum RcfertlllCnenrwurf zum EGOW'jG, 10 . I. 196~. BA Kobl.,,>. B '4,1, 7494. 

BI. '9. 
4' Vorl,ufiger Referenlcncnowurf Lockn." zum EGOWiG, '9. 8. '96~, S., u. 6. BA Koblcnz, ß 1~I/'74'J. 

nl. 37 u. 4~. 
4' § So Abs. ): Bes timmt das Gesetz, d,ß eine l:'t, die SonSI eine Ordnungs"'idngkw ware, bei besonderen 

persönlichen Eigenseh.ften oder Verh ; hnis<en des Töler, eine Stralt>t ist, so gilt d .. nur für den 
Beteiligten. bei dem d;es. Merkmale vorliegen (Rcfcremenemwurf 7.um EGOWiG. '1 . 1. 1964. S. ). 
BA Kobknz B 141/17494. SI. 28). 

H Vermerk MR Göhb (SM]). 6.6.1969. S. ,H .. BA D~hlwilz·Hopl'eguten ß '4,/4 0 )654. 
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erhiele der Paragraph den Worrlaur des in E 1962 emhalcenden § 33 I und damie die 
Fassung, in der cr auch im Mai 1968 als § 50 II im Rahmen des EGOWiG verab­
schiedet wurde.<' Die Frage, welcher der Reteremen für die Änderung des Paragra­
phen letztendlich veramwonlich war, konnle das Bundesjustizministerium fünf Jahre 
später angeblich nicht mehr nachvollziehen.'> 
Die Entstehungsgeschichte deuret aber darauf hin, daß die Initiative zur Anpassung 
des Paragraphen nur durch Dreher - oder durch Lackner nach vorheriger Absprache 
mit Dreher - erfolgt sein kann, zumal Dreher mie der Materie bestens venraut war 

und auch die bisherigen Encwi.irfe des § 50 II für das EGOWiG verfaßt hatte. Selbst 
wenn die Anregung zu dieser Formulierung von einem anderen Teilnehmer der 
Abceilungsleiterbesprcchung eingebracht wurde, härte Dreher auf die Konsequenzen 
einer Änderung des Paragraphen auf die Stra{verjährung von Mordgehilfen hinweiscn 

und dafür sorgen müssen, daß der § so II nur zusammen mir defll § 127 StGß in das 
EGOWiG übernommen wurde. 
Allerdings läßt sich nicht grundsärzlich ausschließen, daß Dreher die möglichen 
Auswirkungen übersah. Dafür spricht, daß er sich nach Inkrafmeten des Paragraphen 
sehr um Schadensbegrenzung bemühee und die negativen Folgen zu relativieren 
versuchce.'& Dies läßt sich aber eher als taktische Zurückhaltung angesichts öffent­
licher Kritik inrerprecieren, zumal Dreher am Ende die Besserstcllung aller Gehilfen­
und damie auch der NS-Gehilfen - uneingeschränkt als rechtspolirischen Fortschritt 
qualifizierte.·7 Gegen ein Versehen spricht auch, daß er sich schon seü Jahren mit der 

NovelIierung des § 50 II und dessen Anpassung an das EGOWiG befaßt hatte und er 
als Leiter der Strafrechtsrdorm wie kein anderer mit der gesamten Strafrechtsreform 
vertraut gewesen sein mußte. Es erscheint daher unverständlich, wie er als spiritus 

rector dieser Neuregelung deren Auswirkung auf die Strafverjährung für NS-Ver­
brechen übersehen konnte. 

Hinzu kam, daß der Düsseldorfer Rechr.sanwalt Anton Roesen zu Beginn des Jahres 
1964 die obligatorische Srrafminderung für Beihilfe zum Mord im Enrwurf des 
künftigen StGB angesprochen hatte. Daraus folgerte Roesen, daß wenn das Strafge­
setzbuch in dieser Fassung verkündet werden sollte, »eine erst nach dem 8. S. 1960 
wegen Beihilfe zum Mord begonnene Strafverfolgung ... eingestelle werden« müßte, 
»es sei denn, man wolle bestimmte Gruppen umer ein Ausnahmerechr seelIen.,,<! 
Roesen machte damit in einer der führenden juristischen Fachzeitschriften darauf 
aufmerksam, daß man über die Verjährungsklausel zu Verfahrenseinstellungen im 
Bereich der NS-Gewalrverbrechen gelangen konnte. Allerdings befand sich Roesen 
über die möglichen Auswirkungen des § 50 II im Irrtum, da er offensichdich den 
§ /27 Abs. 3 SeGB des Enrwurts übersehen hatte. 
Die BedeutUng dieses Aufsatzes besteh.t letztlich darin, daß schon früh ein Kontext 

zwischen dem § 5 ° II und der Strafverjährung für bestimmte NS-Gehilfen hergestellt 
wurde, weshalb die Gefahren der Neufassung nicht so sehr im Dunkeln gelegen 
haben konnten. Wenn in juristischen Fachzeitschriften über aktuelle Gesetzencwi.irfe 
diskutiert wurde, konnte von den entsprechenden Referenten erwartet werden, daß 
sie diese Stellungnahmen auch rezipierten. Die Strafrechtsexpercen im Bundesjus[iz­
ministerium wolleen oder konnten aber diese Konsequenzen nicht erkennen, obwohl 

44 Rdertnrtnen'wurf7um EGOWiG. 1.8.1964,5.\. BA Koblen. ß 14111749\. BI. 54. 
4 S Vcnncrk MR Gcihlcr (SM]). 6. 6. 1969. 5.2 f.. BA Ddhlwilz-Hoppeg.ncn B '4,1 40J6\4. Der Verlas ' H 

konnte die Richtigkeit d ieser AUS5lgc nicht uberprulclI, d, die UnIcrbgen 7 U de n Ableilullgslcllcrbe· 
'prechungen in den einschlägigen Ak'en des 3MJ zum EGO\Xr,G im BA Kobl trlz und im PA Bonn vorn 
Verfos,"r nlch, lUlfindig gem,clu werden konnten. 

46 Venncrk D,,·hor. 6. I, . '968, BA D.hlwi,z-Hoppeg.1rlcn B , 41 / 40)6)3 . 
47 Dreher. in'JR '970, S. 146 . 
. , S Roesen, in, NJW 196~ , S. 1 ) 6. 
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420 sie sich seit Jahren rrUt den Gesetzenrwürfen zur Strafrechtsreform und zum EG­
OWiG befaßt hatten. An eine Übernahme des § [.27 Abs. 3 StGB in das EGOWiG 
schien keiner von ihnen gedacht zu haben. 
Der Entwurf des EGOWiG mit dem Änderungsvorschlag zum § 50 wurde dann im 
Juni 1965 den Landesjustizverwalrungen, dem BGH sowie dem Generalbunde.san­
wall zur Prüfung übergebcn.19 Niemandem schien aber aufzufallen, daß sich mit der 

modifizierten Fassung des § 50 n ein Teil der N$-Gehilfen amnestieren ließ. Alle 
Rechtsexperten schienen den Verjährungsaspekt des § 50 II im Rahmen des EG­
OWiG übersehen zu haben. Die Vorarbeiten zum EGOWiG waren im Juli 1966 

abgeschlossen, so daß der Gesetzentwurf am lo.Januar 1967 dem Bundestag zuge­
leieet werden konnte.!O Der Rechtsausschuß nal1m noch einige Änderungen am 
Einführungsgesetz vor, ließ aber die Neufassung des § 50 IJ ohne Einwände passie­
renY Das Einführungsgesetz wurde am 10. Mai 1968 ohne Beratungen einstimmig 
verabschiedet und t[at am I. Oktober 1968 in Kraft. I ' 

Ob die Initiative zur Neufassung des § 50 II (atsächlich auf einen konspirativen Kreis 
um Dreher oder Best zurückzufiihren ist, ließ sich anhand der EnLStehungsgeschichte 
des Paragraphen nicht mit lemer Sicherheit nachweisen. Falls Best wirklich mit der 
strategischen Führung hinsichtlich einer Teiiamnestie für Gehilfen zu Beginn des 
Jahres 1963 beauftragt wurde, fand dieses zu einem Zeitpunkt statt, an dem der 
Wortlaut des Paragraphen längst feststand. Das eigentliche, noch nicht »gelöste« 
Problem war die Aufhebung der Verjährungsblockade für NS-Gehilfen. Wie bereiLS 
eingehend geschilden, konnte die modifizierte Fassung des § 50 IJ Schreibtischtätern 
nur zugute kommen, wenn sie nicht im Rahmen der StrafrcchLSreform, d. h. also ohne 
den § ! 27 Abs. 3 5tGB in die Gesetzgebung eingefiihrt wurde. 
Als der § 50 II dann im Juli 1964 in derjenigen Fassung in das EGOWiG eingefügt 
wurde, die für die Strafverfolgung von NS-Gehilfen so gravierende Folgen haben 
sollte, liefen die systematischen Ermiltlungcn zum RSHA-Komplex bereits und 
hatren einen crheblichen Umfang erreic.hr.!l Vor dem Hintergrund, daß in den 
ruchsten Jahren mit zahlreichen Anklageerhebungen zu rechnen war, ist es nicht 
abwegig, daß Dreher nun nach Möglichkeiten zur Amnestierung von Schreibtischtä­
tern suchte. Eine davon war, den § SO II aus dem StrafrechLSreformgesetz heraus­
zulösen und in das EGOWiG zu integrieren. Dagegen besaß aber niemand von ihnen 
Einfluß auf den Zeitpunkt der Verabschiedung des Paragraphen, zumal das Geserz­
gebungsverfahren streng formalisiert war. Allerdings wußte Dreher genau, daß das 
EGOWiG wesendich früher in Kraft treten würde als die Große StrafrechLSreform, 
was hinsichtlich der RSHA-Verfahren niche unbedeutend war. Wäre die 5trafrechts­
reform noch vor dem EGOWiG verabschiedet worden, hätte der § 50 Ir aufgrund des 
§ 127 Abs. 3 keine amnestierende Wirkung hir NS-Gehilhn bescssen. 

49 Vermerk MR Göhlcr (BMJ). M~i 1969 u. Verm~rk SMJ, 2.6. '969, BA O~hlwill-Hopper,art~f\ B 141/ 

40 36 54. 
5C) Vermerk BM]. 10.7. '966, BA O.hlwil2.-Hoppcg.rtcn B 141/40)654 u. BT·O". V"J'9, .0.1. '967· 

Zuvor hall< d.r Bundes"u gegen den [nIwurf keint Einw.ndo erhoben (BR·Berichle. 3M. Sitzung, 
!. 11. 1966). 

SI !j.Sitzung des BT-Rcdm,u"chuß, 5. WP, ".10.1967, S. J7 L 
s> BT-Ors. Vh889: BT-Bcrichto, 5. WP. 1 n SitzunG, 10·5. J96S, 5.9149 f. u. BGBl. 196) I, J06. 
5) I m Mai '968 lide" l5 Ermiulung5\·crl.hrcn g,gcn 730 frühe," Allgchorigc de, RSHA bzw. der Su.",­

poljz.cilcilSIClie Bcrlin. 
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IV Die Auswirkungen des § 50 I I auf die NSG-Strafver/olgung 

Auf der im April 1970 durchgeführten 5. Arbeirstagung der mit der Verfolgung von 
NS-Gewaltverbrechen befaßten Staarsanwälte referierte der Mannhcimer Staatsan­
walt Lambert über die Auswirkungen des § SO n. Er konnte feststellen, daß das oben 
geschilderte BGH-Uneil vom 20. Mai 1969 über die Anwendung dieses Paragraphen 
sowohl bei den Staatsanwaltschaften als auch bei den Schwurgerichten auf positive 
Resonanz gestoßen seiY Seil diesem Tag seien auf Grundlage dieses Paragraphen 17 

Verfahren gegen 3 S Angeklagte ganz oder teilweise eingestellt worden. Auch die 
Staatsanwaltschaften hätten auf diese Weise sechs Ermittlungsverfahren gegen zwölf 
Beschuldigte beendet.!! Die von Lamberr genannten Zahlens6 sind erheblich, wenn 
man bedenkl, daß in dem gleichen Zeitraum ca. 20 Angeklagte zu lebenslangen oder 
zeirigen Zuchthausstrafen rechtskräftig verurteilt wurdenY Ohne den § 50 II härte 
sich diese Zahl auf 55 erhöhen können, sofern die Schwurgerichte nicht andere 
Einstellungs- oder Schuldausschließungsgründe geltend gemacht hätten. Außerdem 
stellten die Staatsanwaltschaften unter hilfsweiser Anführung des Paragraphen 37 
Verfahren gegen etwa 247 Beschuldigte ganz oder teilweise ein. ss In diesen Fällen 
ließen sich aber die Einstellungsgninde nicht immer eindeutig definieren. Die Staats­
anwaltschaften kombinierten die Besrimmungen des § 50 JI oftmals mit anderen 
Einstellungsgründen wie Beweisschwierigkeiten, unbekanntem Aufenthaltsort, feh­
lenden Personalien sowie Notsrand oder Totschlag, sofern er verjähn war. Obwohl 
sich in solchen Fällen eine klare Grenze nicht ziehen ließ, stand für Lamben: fesl, daß 
der Paragraph in der Mehrzahl der eingestellten Verfahren die Funktion besaß, die 
anderen Einstellungsgründe zu ~verbrämen"Y Lambert hiele den § 50 TI deshalb für 
"ein - behutsam benutztes - Instrument der Jus[iz-Ökonomie.~6' 
Im folgenden soll an einigen Beispielen gezeigt werden, wie der § 50 II in der 
Rechtsprechung angewendet wurde. Wie eingangs beschrieben, ist dabei auch die 
Frage zu berücksichtigen, ob in erster Linie Schreibrischtäter von dem Paragraphen 
profitierten. Auch wenn justizminister Ehmke dieses in der Bundestagssitzung vom 
I [.Juni in Abrede stellte,61 hatte sich in der öffentlichen Meinung nicht zuletzt durch 
die Presseberichterstattung die Ansicht verfestigt, daß vor allem Schreibtischtäter 
umer die Amnestie fallen würden. 
Zahlreiche Staatsanwaltschaften und Schwurgerichte begannen unmittelbar nach 
dem BGH-Urteil, Verfahren wegen der Vorschriften des § 50 II einzustellen. Bereits 
Anfang Juni erfolgte die Verfahrenseinstellung gegen acht ehemalige Sachbearbeiter 
im Schutzhaftreferat des RSHA. Nach jahrelangen und umfangreichen Ermittlungen 
durch die Berliner Sraatsanwaltschaft endete dieser Prozeß nicht eirunal einen Monat 
nach seiner Verfahrenseröffnung. Die emscheidende Voraussetzung für die Einstel­

lung des Verfahrens hatte die Staatsanwaltschaft unglücklicherweise selbst geschaffen, 
indem sie schon in der Anklageschrift davon ausgegangen war, daß die wegen Beihilfe 

54 BA Koblcnz. B 16>/'3. S. 1 J5 f. 
55 Ebd., S. 146. 
j6 Sein Z,hlennmcri,<! erhob keinen Arupruch auf Vollsrä,ndigkcil. TJlSilchlich lassen die In ludwlg.burg 

cnaßlen Vcrhhrcn eine wesentlich hohere- Dunkelziffer c~anen (vgL Verf: .. hrensubcroichl zum § 50 I1, 
Zenlral. Slelle. GA 41-78). 

P Errcchncllus C. Rülcr!D. W. de Mildl. Die Westdeulschen Slr:<fverfah"n ''''gen nalionalsozialiSlischn 
T',"mg.<v,"yl,n-.;h,·n. 191\-'997. Am.,c~>m '99S. Ud Nr·706-7L9· 

58 BA Koblen>_ (Fn. 54), S. '50. Zu den Allgtkloglcn z~hllen ~lIc;n 60 Angehorige eines Poliu,bataillon5 
sowie 9} Angenorigo verschiedener mit der Endlo<ung bc,ufrr.glcr DienStsIelIen. Hinzu kommt noch ein 
l3",ehluß, der drei Angckbgte luGer Verfolgung SeIZIe. 

59 Ebd., S. '49. 
60 Ebd., S. 13\. 
61 BT-Berichle, j. WP, IJ6.Sirzung, 11.6.1969. Verjährung. S. }8S. 
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zum Mord angeklagten Beschuldigten selbst nicht von niedrigen Beweggründen 
geleitet worden seien. Staatsanwalt Hans-Dietrich Nagel blieb nichts anderes tibrig, 
als nach dem BGH-Urteil die Einstellung des Verfahrens aufgrund der Neufassung 
des § 50 II zu beantragen. Das Gericht schloß sich dieser Sichtweise an und stellee das 
Verfahren ein.6

: Dieser Verfahrenseinstellung folgten im gleichen Jahr noch weitere 
gegen Schreibtischtäter des RSHA:J Die über Jahre umsonst geleiseete Aufklärungs­
arbeit veran\aßte Nagel zu haner Kritik am Gesetzgeber, dem er den Erlaß einer 
"verschleierten Amnestie" vorwarf. 6

, 

Andere Staatsanwaltscha(ten hingegen begrüßten ebenso wie zahlreiche Schwurge­
richte das BGH-Urteil, zumal es eine ,. juristisch saubere lösung" bedeutete.61 Statt 
die Veranewordichkejeund Schuld der Gehilfen durch Rechtskonstrukcionen wie den 
Putauvnolstand oder den vermeidbaren oder unvermeidbaren Verbotsirrtum zu 
mindern oder zu negieren, brauchten Sraatsanwälte und Richter fortan nur noch 
:w prüfen, ob sich die Taten der Beschuldigten unter die Bestimmungen des § 50 II 
subsumieren ließen. Wurde die Verjährung bis zum 8. Mai 1960 nicht umerhrochen 
und handelre der Angeklagte darüber hinaus selbst nicht aus niedrigen Beweggrün­
den, war das Verfahren einzustellen. 
Auch wenn längst nichr alle Staatsanwaltschaften nach diesem Prinzip verfuhren, 
existieren eine Reihe von Einstellungsverfügungen, die sich ausschließlich auf diesen 
Paragraphen stützten.66 Dieses geschah in manchen Fällen in Kombination mit dem 
Staschynskij-Ulleil, durch das zunächst einmal die Gehilfenkonstmktion begründet 
werden mußte. Das Zusammenwirken zwischen $taschynskij-Ulleil und der Neu­
fassung des § 50 II zeigte sich deutlich in einer Einstellungsverfügung der Ober­
staatsanwalcschafc Zweibrücken. Der Verdächtige galt zunächst im Sinne des $ra­
schynskij-Urteils als Gehilfe, seine Tat sei aber nun verjährt, da er als Beihelfer mit 
den in diesem BGH-Urteil enthaltenen Gehilfenmerkmalen unter § 50 TI falle.67 

Der Paragraph ließ sich aber nicht anwenden, wenn die Verbrechen grausam oder 
heimtückisch verübt worden waren . Die Gehilfen brauchten dabei nicht einmal selbst 
grausam oder heimtückisch gehandelt zu haben, sondern es reichte aus, daß sie von 
den entsprechenden Tatumständen gewußt hanen"~ In solchen Fällen fand der § 50 II 
keine Anwendung.09 Um Angeklagte dennoch mit dem § 50 Ir amnestieren zu 
können, versuchten zahlreiche Staatsanwaltschaften, tatbezogene Mordmerkmale 
zu negieren oder sie dem Angeklagten nicht zuzurechnen. Diese Vorgehensweise 
führte zu einem regelrechten Mißbrauch des § 50 II, wenn die Tatumstände erst so 
hingedreht werden mußten, daß eine Anwendung des Paragraphen möglich wurde. 
Bei der Anwendung des § 50 II hing es oftmals wesentlich davon ab, welches Recht­
sprechungsergebnis erzielt werden sol/te. Dieses kam recht deutlich im Urteil des 
Schwurgerichts Bielefeld zum Ausdruck. Den Angeklagten wurde vorgeworfen, in 
leitender Position an der Auflösung der Gheuos in Bialystok und Grodno und an der 

62 LG Berlin (soo) , Ks 1/69 (R$liA){16169), 1. 6. '969, S. 4 f . ZS!. GA 41-7S , /I 4. Das Ycrf.hrcn ließ ,ich 
nur noch gegen einen B,,~ch ... ldiglcn wcilcrfilhn:n . Dieser wurde im ApnJ 197 ' zu zwoll Jahren Gellngn;s 
vt:nll1.cih (Rü,c .. Ud. Nr. 713)' 

6) LG Bcrlin 1 Ks , 169.) . 7. '969; GS,A Bcrlin 4! Js )j/6), 24·7· 1969; '}5 IJ/6\, '0. 8. '969; 'Js 4/64. 
18. 10. 1969. 1 J' ~/64. 10. ll. 1969 u. 41 Js ,/67, '7· '2. '969, ~llc ZS,. GA 41-78. 11 4!. 

6~ Z;I. p . Bulle!in des Coml1C '",<mll;on.' dc Ch.mps, 6.6.1969. S. 6. 
6\ S(I Rüc ke" in ein em 'ntr<Vi"", mit R. Yogel (Hrsg .), Ein Weg 3U' der Yerg,ngcnhcit. Eine Dokumen",io n 

zur Yerjährungslragc und 7.1.1 den NS-Prozcssen, frJ llkfu n /M. 1969 S.lOS. 
66 Vgl. ZS,. DOrImund 4 sJs 4/69, 1 ~ . 11 . \ 969, ZS!. GA 41-78,11 S' u. StA Munchen [ 116 J' 1 (6). S. '0. '969, 

ZS,. GA 41-78, lJ )9. 
67 OSLA Zweibrücken 71s !6I68, .6.9. 1969. $.3,2$\. GA ~ '-78,11 .16. 
68 Ygl. ~GH <I S,R '7,/68, S. 1.1970, S. 1 S, Z$t. llf. 5). 

69 Ygl. BGH 2 SIR 3J7168. ,S . 10. 1969, S. 7. HZ l.p/) (RÜICr Ud. Nr. 6p) u. LG DOrlmund 45 Ks , 168, 
16. l. '969, S. 29, HZ Gd 04.) [ u. LG Kiel 2 Ks ,J('9, 18. ,I. 1969, S. 541., IfZ Gk 01.11. 
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Deportation der jüdischen Bewohner in Massenvernichtungslager beteiligt gewesen 
zu sein. Zur Einstellung des Verfahrens bemühte sich das Schwurgericht nun darum, 
die Taten der Angeklagten, darunter die Ermordung von Kleinkindern, als nicht 
grausam darzustellen.'" 
Im Bereich der Staatsanwaltschaften war dieses Bemühen noch offensichtlicher. Wie 
weit sich einige Staatsanwaltschaften verbogen, um selbst grausame Taten unter den 
§ 50 II zu subsumieren, zeigten zwei Einstellungsverfügungen der Staatsanwaltschaf­
ten in Mannheim und München. Die Staatsanwaltschaft Mannheim stellte das Ver­
fahren gegen einen Beschuldigten ein, der die Anordnung zur Aushebung eines 
Massengrabes gegeben hatte. An der Grausamkeit der anschließend durchgeführten 
Massenexekution bestanden kcine Zweifel. Der Beschuldigte vrorde aber exkulpiert. 
da er zum Zeirpunkt seiner BefehlserteiJung nicht wissen konnte, daß die Juden auf 
grausame Weise getötet werden würden." 
Darauf konnte sich ein von der Münchner Staatsanwaltschaft wegen der Erschießung 
von neun jüdischen Häftlingen Angeklagter nicht berufen. Er harre nämlich die 
Exekutionen eigenhändig durchgefühn . Die Staatsanwalrschaft, die ihn ursprünglich 
wegen Mordes angeklagt haue, exkulpierte ihn nun, weil er »eigenen Rassenhaß oder 
eine Mißachrung jüdischen Lebens« nicht zu erkennen gegeben hatte. Der A nge­
klagte sei zudem ein "primitiver .. Mann, der bedenkenlos die Befehle seiner Vorge­
setzten erfüllt habe.7' Dieses allein reichte aber für eine Verfahrenseinstellung nicht 
aus, da außerdem der Verdacht bestand, daß die Erschießungen grausam und heim­
tückisch waren. Heimtückisch seien die Taten aber nicht gewesen, da er seine Opfer 
mit dem Gesicht auf die Erde legen ließ, sich übcr sie stellte und sie durch Schüsse in 
den Hinlerkopf tötete. Nun war es dem Angeklagten aber nicht gelungen, aus dieser 
Entfernung alle neun Opfer tödlich zu treffen. Er hatte zwei bis vier von ihnen, die 
vor Schmerz zu stöhnen begannen, nur schwer verletzt. Darin sah die Staatsanwalt­
schaft aber keine besondere Grausamkeit, da der Angeklagte sofort Nachschüsse 
abgab und ihnen somit keine .. über den Tötungszweck hinausgehenden Leiden« 
zufügte.)) 

Einstellungsverfügungen dieser Art wurden besonders von der Zentralstelle in Dort­
mund verfaßt.!' Um den § 50 n anwenden ~u können, wurden die Taten entweder als 
nicht grausam oder als nicht heimtückisch qualifiziert. War dicses nicht möglich, 
wurde den Beschuldigten zugute gehalten, daß sie zum Zeitpunkt ihrer Tatbeitrage 
nichts von der grausamen oder heimtückischen Tatausführung wissen konnren.71 Zu 
Verfahrenseinstellungen durch den § solI gelangte die Zentralstelle auch, indem sie 
einfach die Täterschaft ncgiertc. So im Fall eines ehemaligen Leutnants der Schutz­
polizei, der unter anderem die Ermordung eines jüdischen Arbeitskommandos an­
geordnet hatte. Die Dorrmunder Staatsanwälte beantragten nun beim Wuppcrraler 
Landgericht die Einstellung des Verfahrens nach § 50 TI, weil der Angeschuldigte nur 
auf Befehl gehandelt habe. Die zuständige Kammer des Landgerichts lehnte aber eine 
Verfahrenseinsrellung im Fall der Ermordung des Arbeitskoromandos ab, da den 
Opfern bei der Erschießung besondere Schmerzen und Qualen zugefügt wurden. Sie 

70 Ocr BGH widersprach dIeser An"chl. wesh.lb dcr § \0 fI nichl gnilen konnte (BGH 4 SIR 27>/68. 

j . 2.1970, S. 1 i 1., ZSt. IIT . 0)· 
71 S,A M.nnheim 3 J; 45/69. >\.9. 1969, S.8, ZSL GA 41-78, 11 37. 
7> SIA München I 116 Js 1/6), 8. 10. 1969, S. >, ZSI. GA 41-78, 11 39· 
7l Ebd ., 5·1' 
74 Von d", in Ludwigsburg crf.ßtcn 67 Vrrf.hrenseinstcllungcn stammlen allein 16 aus Dortmund. Die 

ZcntraUlcllc iSI W(;tcn ihrer Erm'lt!ungsmethoden inzwischen in die Kritik gr,...,en (vgl. E. Rondh(\17~ 
Donmund y.um Beispiel. Eine deuLSchc Zen'I":lI""llc für di, Beorbe'lung n.uionllsozi.listisc.hor M,ssw­
verbrechen, in: ßbner hjr deutsche und ;nrcrnatiun,le Politik '996, S. (3)9-1348). 

7\ VgJ. z. B. 7..51. Donmund 4\ Js >4/6:.10. >. '970. S. \ f., ZSt. GA 41-78, 1160 u. 41 j< 4/69. ,g. 11. 1969. 
S. 71f., ZSI. CA 4'-78, rr $I. 
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harten sich zum Zwecke ihrer eigenen Exekucion auf die bereits erschossenen Opfer 
legen müssen. Diese grausame Art und Weise der Erschießung war aber im Exeku­
tionsbefehl nichl emhaJren gewesen, sondern sei auf die Initiative des Angeklagten 
zuruckgegangen.76 Der Leiler der Donmunder Zentralstelle sowie der Generalstaats­
anwalt vertraten aber nach wie vor die Ansiehe, daß das Verfahren allein aufgrund der 
Befehlssiruation hätte eingestellt werden müssen.l7 Entsprechend streng waren die 
Anforderungen für eine Anklageerhebung. Niedrige Beweggründe wurden NS-Ge­
hilfen nur dann unterstellI, wenn sie die Morde an den Juden aus rassischem Fanatis­
mus für richtig gehalten hatten.'s Nicht zuletzt wegen solcher Argumentationen 
vermitte/te die Donmunder Zentralstelle eher den Eindruck einer Einstellungs- stau 
einer Verfolgungsbehörde. Der § 50 Ir diente ihnen dabei tatsächlich als ein Inmu­
mem der »Justiz-Ökonomie.« 
Insgesamt ließen die Einstellungsverfügungen auf Grundlage des § 50 II erkennen, 
daß die Anfordenmgen für dessen Anwendung nicht sehr groß waren. Hatten NS­
Gehilfen ihre Aufgaben ohne ersichtlichen Eifer erfül!t, die Erschießungen innerlich 
widerSlrebend ausgeführt und auch sonsl kelrie abfälligen Bemerkungen über Juden 
gemacht, giinsrigstenfaUs noch ihre Schulzeit mit einem jüdischen Mitschüler ver­
bracht, gehörten sie zu den Nutznießern dieses Paragraphen.7'J 
Die beschriebenen Verfahrenseinstellungen auf Grundlage von § 50 TI beantworten 
auch die Frage, ob der Paragraph wirklich nur in erscer Linie Schreibtischtäter 
amnestierte. Die knapp 70 in der Zentralen Stelle archivierten Einstellungsverfügun­
gen oder Verfahrenseinste!lungen belegen eindeutig, daß nicht nur Schreibtischtäter. 
sondern auch andere NS-Gewaltverbrechervon der Strafrechtsänderungprofitierten. 
Der § SO II StGB konnte jedem NS-Täter zugute kommen, der seine Tat selbst nicht 
aus niedrigen Beweggründen verübt hatte. 
Zu den Nutznießern zählten vor allem die kleinen Täter, deren gesetzliche Amoe­
sLierung ohnehin seil Jahren verfolgt wurde. Dazu z~h!ten LKW-Fahrer, Todesschüt­
zen als letzte Glieder der Befehlskeue, Angehörige von Polizeibaraillonenso und 
letztlich auch Tater wie die Jugendleiterin der berüchtigten Heilerziehungsanstalt 
KalmenhoflIdstein, die auf ärztliche AnordnUJlg zehn Kinder ausgewählt und an­
schließend eigenhändig ,..abgespritzt« harre,St 
Darüber hinaus blieben auch einige Befehlsgeber straffrei, die leitende Funktionell bei 
der Sipo oder anderen Stellen inne hanen.sl Der Korrunandeur der Sipo in Kattowirz 
galc trotz seiner exponierten Stellung ebenso als bloßer BefehJsempfänger ohne 
eigenen Tatantrieb wie die Schreibrischtäter aus dem RSHA. Die Neufassung des 
§ 50 H. von der nach dem Willen des Gesetzgebers in erster Linie Verkehrssünder 
profitieren sol/ten. entpuppte sich damit ebenso als Wohltac für zahlreiche NS­
Gewaltverbrecher. 

76 Beschluß LG Wuppcrul, 10. >. '969 zU ZSL Oortmund 4S Js 11/64. S. 4 r. u. BcschlulllG Wuppcrul4 \ j, 
11/64.9. 5· '969. Z$1. GA 4'-78. 11,\ . 

77 GS,A Hamm:b AR 4\/64.1.7.'969. ZS1. GA 4'-78,111). 
7S ZSt. Dorunund 41 j s 9/64. 9.9. '969. ZSI. GA 4'-78.11 40. 
79 Vgl. rN' ä1lnlicholl Argumem.n LG Kiel> K, ,/64.8. 4· '964. Röler XIX. $·799· 
So ZS,. Donmllnd 41 j, 1, /6 1. l 7.8.1969. ZSI. GA 4'-78. JJ H · 
8, OS,A Wiesbaden 1 j, l67/6s. ».7. ,,69. 5.J. ZSI. GA 4'-78. JJ 14 · 

81 S,A Srullgm '7 Js l437/68 ••. 7. '969, S. 4. ZS,. GA 4'-78, J! 11 u. Beschluß LG Hagen" Ks ,/6\ (5 4/68 ), 
1. 10. ,,6,. ZSt. GA 41-78. II 44· 
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